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DER PRÄSIDENT DES BUNDESRATES 
Abschrift 


Bonn, den 22. Mai 1953 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
Herrn Abgeordneten Kiesinger 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 108. Sitzung 
am 22. Mai 1953 beschlossen hat, hinsichtlich des vom Deutschen 
Bundestage am 28. April 1953 verabschiedeten 

Entwurfs eines Gesetzes über die Verwaltung 
der Deutschen Bundespost 
(Postverwaltungsgesetz) 

— Nrn. 3479, 4204, zu 4204 der Drucksachen — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 Ab- 
satz 2 des Grundgesetzes aus den sich aus der Anlage ergebenden 
Gründen einberufen wird. 


In Vertretung 
gez. Altmeier 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Bonn, den 22. Mai 1953 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben vom 
6. Mai 1953 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 

In Vertretung 

Altmeier 
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BUNDESRAT 


Bonn, den 22. Mai 1953 


Bctr.: Entwurf eines Gesetzes über die Verwaltung der Deutschen Bundespost 
(Postverwaitungsgesetz) 


1. Im § 6 Abs. 1 Satz 2 letzter Halbsatz 

werden hinter dem Wort „Regierung“ ein- 
gefügt die Worte „oder einem Ministerium“. 

Begründung: 

Die vorgeschlagenc Änderung bezweckt die 
Wiederherstellung der Regierungsvorlage. 
Der Bundestag hat die Streichung der 
Worte „oder einem Ministerium“ in der 
Regierungsvorlage damit begründet, daß 
Vertreter des Bundesrates nur dessen Mit- 
glieder sein könnten, nicht dagegen Ver- 
treter der Länderministerien. Dieser Auf- 
fassung wird nicht beigetreten. In den bis- 
her erlassenen Gesetzen sind solche beschrän- 
kenden Bestimmungen für die Vertreter des 
Bundesrates in Verwaltungsräten oder ähn- 
lichen Gremien nicht getroffen worden. 

2. In § 14 wird Satz 2 gestrichen. 
Begründung: 

Diese Änderung war vom Bundesrat bereits 
im 1. Durchgang beschlossen worden. 

Die Mitwirkung des Bundesrates ent- 
sprechend der Regelung des Grundgesetzes 
beim Erlaß aller Benutzungsverordnungen 
der Deutschen Bundespost einschließlich 
der für Gebühren erscheint geboten. 

Eine Einschränkung der Zustimmungs- 
bedürftigkeit auf jene Fälle, die sich aus den 
Bestimmungen des allgemeinen Preisrechts 
ergeben, würde nicht genügen, weil beim 
Fortfall der entsprechenden Bestimmungen 
des Preisrechts eine Mitwirkung des Bundes- 
rates überhaupt ausgeschlossen wäre. 

3. Folgender § 31 a wird cingefügt: 

„ 31 a 

Die Postscheck- und Postsparguthaben 
sind entsprechend ihrem Aufkommen so- 
weit wie möglich in den einzelnen 
Ländern anzulegen.“ 

Begründung: 

Der Bundesrat hat in seiner 77. Sitzung 
am 1. Februar 1952 anläßlich seiner 


Stellungnahme zu dem Entwurf eines 
Postverwaltungsgesetzes nach Art. 76 
Abs. 2 GG einstimmig beschlossen, einen 
§ 31 f einzufügen. Dieser hatte den 
gleichen Wortlaut, wie er in obigem An- 
trag enthalten ist. Der Deutsche Bundes- 
tag ist dem damaligen Vorschlag des 
Bundesrates nicht gefolgt und hat den 
§ 31 f oder eine ähnliche Bestimmung 
in seinen jetzt vorliegenden Gesetzes- 
beschluß nicht aufgenommen. Es ist das 
Ziel dieses Antrages, diese Bestimmung 
in das Postverwaltungsgesetz in Ver- 
folg des früheren Beschlusses des Bundes- 
rates nunmehr durch Einfügung eines 
§ 31 a aufzunehmen, da sie nach wie 
vor für die Länder von großer Be- 
deutung ist. 

Die aus dem Postscheck- und Postspar- 
guthaben aufkommenden bedeutsamen 
Beträge sollten in erster Linie so an- 
gelegt werden, daß sie der Wirtschaft 
der Länder zugute kommen, in denen 
sie aufgebracht wurden. Dabei ist es 
nicht zwingend notwendig, daß die ge- 
nauen Aufbringungsbeträge festgestellt 
werden, sondern es könnte auch eine 
Schätzung genügen. 

Die selbständige Finanzpolitik der 
Deutschen Bundespost darf nicht dazu 
führen, sich über die Interessen der Auf- 
bringungsländer gänzlich hinwegzu- 
setzen. Der etwaige Einwand, daß das 
Postsparkassenwesen nicht ländermäßig 
aufgebaut ist, und daß sich die Bereiche 
der Postscheckämter mit den Gebieten 
der Länder z. T. nicht voll decken. Ist 
gegenüber den oben dargelegten wich- 
tigeren Gründen nicht durchschlagend. 
Die vorgeschlagene Bestimmung ent- 
spricht zudem ähnlichen Bestimmun- 
gen früherer Staatsverträge mit einzel- 
nen Ländern und kann auch in Bezie- 
hung gebracht werden zu gewissen Vor- 
schriften des geltenden Bundesbahn- 
gesetzes in dessen Abschnitt über das 
Verhältnis der Deutschen Bundesbahn 
zu den Ländern. 



